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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 9 SB 14/12 B 
 
L 8 SB 668/11 (LSG Baden-Württemberg) 
S 17 SB 5379/09 (SG Freiburg) 
 
 
 
………………………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Regierungspräsidium Stuttgart, 
Landesversorgungsamt, 
Ruppmannstraße 21, 70565 Stuttgart, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. Oktober 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d ,   die Richter   K r u s c h i n s k y  

und   O t h m e r   sowie die ehrenamtliche Richterin   E i c h l e r    und den 

ehrenamtlichen Richter   G r ö n d a  

beschlossen: 

 

Auf die Beschwerde der Klägerin wird das Urteil des Landessozialgerichts Baden-Würt-

temberg vom 27. Januar 2012 aufgehoben. 

 

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an dieses Gericht zurück-

verwiesen. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die 1949 geborene Klägerin beansprucht noch die Feststellung eines Grades der Behinderung 

(GdB) von 50 für die Zeit vom 1.3.2004 bis 17.1.2007. 

 

Im Januar 2007 beantragte die Klägerin nach § 44 SGB X die Überprüfung der Feststellung 

ihres GdB in dem bindenden Bescheid des beklagten Landes vom 11.12.2001 in der Gestalt 

des Widerspruchsbescheides vom 14.3.2002. Zeitgleich stellte sie einen 

Verschlimmerungsantrag nach § 48 SGB X, machte als weitere Erkrankungen "Leber-CA und 

Bandscheibenvorfall mit Operation 2005" geltend und gab als behandelnde Ärztin die 

Allgemeinmedizinerin S.         an. Von dieser holte der Beklagte einen Befundbericht ein, dem 

verschiedene Facharztberichte beigefügt waren. Auf der Grundlage einer versorgungsärztlichen 

Stellungnahme stellte er nach § 48 SGB X mit Bescheid vom 23.7.2007 ab 18.1.2007 einen 

GdB von 100 fest. Der Überprüfungsantrag blieb mit der Begründung erfolglos (Bescheid vom 

24.7.2007; Widerspruchsbescheid vom 28.11.2007), dass durch den Bescheid vom 11.12.2001 

in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14.3.2002 der GdB mit 20 richtig festgestellt 

worden sei. Das hiergegen gerichtete Klageverfahren vor dem Sozialgericht Freiburg (SG) ruht 

(S 10 SB 6260/07). 

 

Am 26.7.2007 beantragte die Klägerin erneut nach § 48 SGB X eine Überprüfung des Beschei-

des vom 11.12.2001, weil sich die diesem Bescheid zugrundeliegenden Verhältnisse wesentlich 

geändert hätten. Daraufhin zog das Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald - Versorgungs-

amt - für die Zeit ab 2001 einen Befundbericht der die Klägerin behandelnden Ärztin für 

Allgemeinmedizin S.        nebst diversen Arztbriefen bei und stellte auf der Grundlage einer 

versorgungsärztlichen Stellungnahme mit Bescheid vom 29.1.2009 - unter Aufhebung des 

Bescheides vom 11.12.2001 - für die Zeit vom 1.3.2004 bis 17.1.2007 einen GdB von 30 fest. 

Der Widerspruch der Klägerin blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 22.9.2009).  

 

Das von der Klägerin angerufene SG hat nach Auswertung einer in einem Rentenverfahren ab-

gegebenen Stellungnahme der Ärztin S.              vom 28.6.2007 die Klage abgewiesen (Urteil 

vom 28.1.2011). Im anschließenden Berufungsverfahren hat das Landessozialgericht Baden-

Württemberg (LSG) die Berufung der Klägerin durch Urteil vom 27.1.2012 ohne mündliche Ver-

handlung zurückgewiesen. Diese Entscheidung hat es im Wesentlichen wie folgt begründet: 

 

Sowohl der Beklagte als auch das SG hätten es zu Recht abgelehnt, bei der Klägerin für den 

streitigen Zeitraum vom 1.3.2004 bis 17.1.2007 einen GdB von mehr als 30, nämlich in Höhe 

von 50, festzustellen. Auch unter Berücksichtigung des Vorbringens im Berufungsverfahren, in 

dem die Klägerin mit Schriftsatz vom 14.2.2011 beantragt habe, bei der Ärztin für Allgemeinme-
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dizin   S.             einen Befundbericht über ihren Gesundheitszustand in der Zeit vom 1.3.2004 

bis 17.1.2007 einzuholen, sei eine andere Beurteilung nicht gerechtfertigt. Denn die Einholung 

eines solchen Befundberichtes sei nicht erforderlich, weil bereits ein Bericht vorliege, der unter 

dem 7.8.2008 - und damit zeitnah zu dem hier streitigen Zeitraum - erstattet worden sei. Der 

Beweisantrag sei somit abzulehnen, weil die Beweiserhebung offenkundig nicht erforderlich sei. 

Eine für die wiederholende Beweisaufnahme unter Beweis gestellte Tatsachengrundlage, die 

von der vorhergehenden Beweisaufnahme abweiche und durch den aktenkundigen Bericht vom 

7.8.2008 nicht beantwortet worden sei, sei von der Klägerin weder konkretisiert dargelegt wor-

den noch für den Senat ersichtlich. Ob die Klägerin wegen der von ihr geltend gemachten Be-

schwerden (degenerative Veränderungen der Wirbelsäulenabschnitte, operierter 

Bandscheibenschaden, Fibromyalgiesyndrom und Harninkontinenz) fachärztlich behandelt 

worden sei, entziehe sich der Kenntnis des Senats. Die Klägerin habe es versäumt, hierzu 

Stellung zu nehmen. Mit Verfügung vom 31.3.2011 sei sie erfolglos gebeten worden, 

entsprechende Angaben zu machen.  

 

Mit ihrer Nichtzulassungsbeschwerde macht die Klägerin als Verfahrensmangel ua eine Verlet-

zung des § 103 SGG geltend. Das LSG sei ohne hinreichende Begründung dem von ihr ge-

stellten Antrag auf Einholung eines Befundberichtes der behandelnden Hausärztin   S.         

betreffend die Zeit vom 1.3.2004 bis 17.1.2007 nicht gefolgt.  

 

 

II 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist zulässig und begründet. Das angefochtene 

Urteil des LSG vom 27.1.2012 ist unter Verstoß gegen den Amtsermittlungsgrundsatz (§ 103 

SGG) ergangen. 

 

Das LSG ist dem von der Klägerin mit Schriftsatz vom 14.2.2011 gestellten Beweisantrag, bei 

der behandelnden Hausärztin    S.          für die Zeit vom 1.3.2004 bis 17.1.2007 einen Be-

fundbericht über den Gesundheitszustand der Klägerin, insbesondere im Hinblick auf das Fib-

romyalgiesyndrom sowie das Ausmaß und den Umfang der Harninkontinenz, einzuholen, ohne 

hinreichende Begründung, dh ohne hinreichenden Grund (BSG SozR 1500 § 160 Nr 5), nicht 

gefolgt (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG). 

 

Das LSG ist davon ausgegangen, dass die Bewertung des GdB eine umfassende Feststellung 

aller vorliegenden, nicht nur vorübergehenden Gesundheitsstörungen erfordert (zur 

Feststellung des GdB s nur Urteil des BSG vom 30.9.2009 - B 9 SB 4/08 R - SozR 4-3250 § 69 

Nr 10 RdNr 18). Auf dieser Grundlage hätte es sich gedrängt fühlen müssen, den beantragten 

Beweis zu erheben (BSG SozR 1500 § 160 Nr 5, 49). Es bestand zwingende Veranlassung, 

dem Beweisantrag zu folgen. Hierfür sind folgende Gründe maßgeblich: 
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Die Klägerin hat gegenüber dem LSG ua mit Schriftsatz vom 14.2.2011 geltend gemacht, bei 

ihr liege für den streitigen Zeitraum vom 1.3.2004 bis 17.1.2007 im Hinblick auf die 

degenerativen Veränderungen der Wirbelsäulenabschnitte, den operierten 

Bandscheibenschaden, das Fibromyalgiesyndrom und die bestehende Harninkontinenz ein 

höherer GdB als 30, nämlich in Höhe von 50, vor. Hierzu sei die behandelnde Hausärztin 

   S.           im Rahmen einer Befundberichtanforderung zu befragen. Eine entsprechende 

fachärztliche Beurteilung lag dazu weder in Form eines aktuellen Befundberichtes noch in Form 

eines Gutachtens vor. Schon im Hinblick darauf lag eine diesbezügliche Aufklärung des 

Sachverhalts für den streitigen Zeitraum nahe. Hinsichtlich des Schreibens der Klägerin vom 

14.2.2011 ist das LSG in seinem Urteil selbst von einem offenen Beweisantrag ausgegangen. 

Entgegen der Ansicht des LSG war die Einholung eines neuen Arztberichtes nicht deshalb 

überflüssig, weil bereits ein Befundbericht der Ärztin   S.                  vom 7.8.2008 vorlag. Zwar 

werden in diesem Bericht ab Oktober 2001 ein Bandscheibenvorfall, ab Juni 2003 HWS-

Beschwerden mit ausgeprägtem Myogelosen und Paraesthesien in beiden Händen, ab Januar 

2001 bestehende Miktionsbeschwerden bei Zustand nach Hysterektomie mit teilweiser 

Inkontinenz angegeben und auch eine bestehende Fibromyalgie erwähnt. Insbesondere 

betreffend Fibromyalgie und Inkontinenz wird insoweit jedoch nicht deutlich, ab wann und mit 

welchem Schweregrad diese Leiden bei der Klägerin vorgelegen haben. Etwas anderes ergibt 

sich auch nicht aus dem am 28.6.2007 in dem Rentenverfahren S 13 R 2973/06 erstatteten 

Befundbericht dieser Ärztin.  

 

Aus diesen ärztlichen Unterlagen hat das SG in seinem Urteil vom 28.1.2011, auf das sich das 

LSG in seiner Entscheidung vom 27.1.2012 bezieht, gefolgert, dass die Fibromyalgie für den 

hier streitigen Zeitraum nicht zu berücksichtigen sei, weil diese erst seit April 2007 ärztlich do-

kumentiert werde. Allein im Hinblick darauf, dass die bereits vorliegenden Befunde für den strei-

tigen Zeitraum keine genaueren Angaben enthalten, durfte das LSG nicht davon ausgehen, 

dass eine Beweiserhebung über den damaligen Gesundheitszustand der Klägerin offenkundig 

überflüssig ist. Denn es ist möglich, dass die Ärztin S.              auf gezielte Nachfrage hin 

nähere Angaben machen kann. Insofern kommt die Beurteilung des LSG unter den gegebenen 

Umständen einer vorweggenommenen Beweiswürdigung gleich. 

 

Insgesamt ergibt sich die Notwendigkeit der Einholung eines erneuten Befundberichtes bei der 

Hausärztin S.            , verbunden mit einer detaillierten Befragung dazu, ab wann seinerzeit ins-

besondere eine Fibromyalgie und eine Harninkontinenz mit welchem Schweregrad und 

welchen Auswirkungen bei der Klägerin vorlagen. Diese Ärztin hätte auch nach fachärztlichen 

Behandlungen im streitigen Zeitraum gefragt werden können. 

 

Auf der Verletzung der gerichtlichen Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) kann das angefoch-

tene Urteil iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG beruhen, denn es ist nicht auszuschließen, dass bei 
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Durchführung der beantragten Beweisaufnahme der Rechtsstreit einer anderen, für die Klägerin 

günstigeren, Lösung hätte zugeführt werden können. 

 

Da die Voraussetzungen des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG vorliegen, macht der Senat von der ihm 

durch § 160a Abs 5 SGG eröffneten Möglichkeit Gebrauch, das angefochtene Berufungsurteil 

aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzu-

verweisen.  

 

Das LSG wird auch über die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu befinden haben. 
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